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PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete mit Einschränkungen - überbaubare 

Gewerbegebiete mit Einschränkungen - nicht 
überbaubare Grundstücksflächen 

Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Geschossflächenzahl

Baugrenze

IV

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m 
Länge sind zulässig, Abstände nach § 5ff NBauO)

Grundstücksflächen - Einschränkungen siehe

- Ausnahmen siehe § 23 (5) BauNVO

Max. Gebäudehöhe über Oberkante Mitte H 17 m fertiger Erdgeschossfußboden

Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Ursprungsbebauungsplanes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
der Bebauungsplanänderung

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
angrenzender Bebauungspläne

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a. 

sein. Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren - z.B. Versteinerungen -, die Aufschluss über die Entwicklung 
tierischen oder pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) frei-
gelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig 
und müssen der Denkmalbehörde des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrü-
cker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet wer-
den.   
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortset-
zung der Arbeiten gestattet. 

 

2. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist auf der Umsetzungsebene (der Realisierung der Bauvorhaben) 
sicherzustellen. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sollen 
z. B. die Beseitigung von Gehölzbeständen ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. erfolgen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Lebensstätten von Vögeln und Fledermäusen können so weitgehend 
vermieden werden. Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob andere Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen in-
frage kommen oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 BNatSchG beantragt werden müs-
sen.  

 

3. Das Plangebiet liegt innerhalb der Rüstungsaltlast Quakenbrück. Die Durchführung aller bodeneingreifen-
den Bauarbeiten sollte mit der gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig aus-
geschlossen werden kann. Sofern der Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist die Arbeit sofort einzustellen 
und der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu verständigen (Landesamt für Geoinformation und Landentwick-
lung Niedersachsen - Regionaldirektion Hannover -, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Marienstraße 34, 
30171 Hannover, Tel.: 0511 109 6302 - auch außerhalb der Dienstzeiten!). 

 

4. Etwa 70 m östlich des Plangebietes befindet sich laut den Umweltdaten des Landkreises Osnabrück ein 
Altlastverdacht. Der Bereich liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 36 und ist bereits be-
baut. Es liegen keine weiteren Angaben bezüglich des Gefahrenpotenzials vor. 

 
 
H I N W E I S E 
1. Bei Bauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungseinrichtungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 

Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger rechtzeitig zu benachrichti-
gen und z.B. um Anzeige der erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten.  

 

2. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes W 405 
der Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) einzuhalten.  

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt diese Bebauungsplanänderung, beste-
hend aus der Planzeichnung und den nachstehenden textlichen Festsetzungen, in der Sitzung am  23.02.2015
als Satzung beschlossen. 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N  
1. Im Gewerbegebiet mit Nutzungseinschränkung (GEe) sind Einzelhandelsbetriebe mit den nachfolgend auf-

geführten zentrenrelevanten Branchen und Sortimenten nicht zulässig:  
Lebensmittel, Feinkost; Kunst / Antiquitäten; Babybedarf; Bücher / Zeitschriften / Papier / Schreibwaren; Be-
kleidung, Lederwaren, Schuhe; Unterhaltungselektronik; Elektrohaushaltswaren, Foto / Optik; Einrichtungs-
zubehör (ohne Möbel); Kunstgewerbe; Musikalienhandel; Uhren / Schmuck; Spielwaren; Sportartikel; Kos-
metik; Haushaltswaren; Strickwaren, Handarbeiten, Stoffe; Bastelartikel. 
Bei zulässigen Einzelhandelsbetrieben darf die Verkaufsfläche für zentrenrelevante Rand- und Neben-
sortimente 5 % der jeweiligen Gesamtverkaufsfläche nicht überschreiten. 
Verkaufsflächen oberhalb und unterhalb des Erdgeschosses sind nicht zulässig.  

 

2. Vergnügungsstätten sind auch ausnahmsweise nicht zulässig. Ferner sind Wohnungsprostitution, Sexshops 
und solche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung auf die Ausübung sexueller Handlungen innerhalb der 
Betriebsflächen ausgerichtet ist oder bei denen die Ausübung sexueller Handlungen ein betriebliches We-
sensmerkmal darstellt (z.B. Bordelle, bordellartige Betriebe, sogenannte Swinger-Clubs) oder gewerbliche 
Zimmervermietungen zum Zweck der Vornahme sexueller Handlungen nicht zulässig (§ 1 Abs. 5, 6 u. 9 
BauNVO). 

 

3. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte fertiger erschließender 
Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte des Gebäudes an der Straßenseite 
1,00 m nicht überschreiten.  

 

4. Die Oberkante der baulichen Anlagen darf maximal 17,0 m über Oberkante Mitte fertiger Erdgeschossfuß-
boden liegen. Von den Festsetzungen „Oberkante der baulichen Anlagen“ kann die Baugenehmigungsbe-
hörde im Einvernehmen mit der Gemeinde eine Ausnahme gemäß § 31 (1) BauGB um 5,0 m für einzelne 
funktionsbedingte untergeordnete Bauteile, wie Fahrstuhlschächte, Klimaanlagen und sonstige technische 
Einrichtungen, zulassen.  

 

5. Die sonstigen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes werden unverändert beibehalten. 
 
 
Quakenbrück, den ............................ 
 
 
..................................................................  ........................................................ 
Bürgermeister       Stadtdirektor 

 
 
4. ÄNDERUNG  BEBAUUNGSPLAN  NR.  36   
„ A R T L A N D S T R A S S E   N O R D - W E S T ” 
(BESCHLEUNIGTES  VERFAHREN  NACH  §  13 A  BAUGB) 
 
 
STADT  QUAKENBRÜCK 
SAMTGEMEINDE  ARTLAND  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  01.12.2014  die Aufstellung der Bebauungsplanände-
rung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB am  06.12.2014  ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) der Bebau-
ungsplanänderung ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  
...................  im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück 
bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit 
am  ....................  rechtsverbindlich geworden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  01.12.2014  dem Entwurf der Bebauungsplanände-
rung und der Entwurfsbegründung zugestimmt und die 
öffentliche Auslegung gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer 
der öffentlichen Auslegung wurden am  06.12.2014  orts-
üblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung und die Ent-
wurfsbegründung haben vom  15.12.2014  bis einschl.  
16.01.2015  gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Quakenbrück, den  ....................  
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Be-
bauungsplanänderung ist die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 
215 BauGB) beim Zustandekommen der Bebauungsplan-
änderung nicht geltend gemacht worden. 
 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt hat in seiner Sitzung 
am  ......................  dem geänderten Entwurf der Bebau-
ungsplanänderung und der Entwurfsbegründung zuge-
stimmt und die erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und 
Dauer der 2. öffentlichen Auslegung wurden am  
......................  ortsüblich bekannt gemacht.  Der Entwurf 
der Bebauungsplanänderung und die Entwurfsbegrün-
dung haben vom  ......................  bis einschl.  
......................  gem. § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegen. Anregungen und Bedenken 
können nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen 
vorgebracht werden. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

 

Der Rat der Stadt hat die Bebauungsplanänderung nach 
Prüfung der Bedenken und Anregungen ( § 3 Abs. 2 
BauGB) in seiner Sitzung am  23.02.2015  als Satzung 
gem. 10 Abs. 1 BauGB sowie die Begründung beschlos-
sen. 
 
Quakenbrück, den  .................... 
 
 
 
........................................ 
Stadtdirektor 

Die Bebauungsplanänderung wurde ausgearbeitet vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 09.12.2014 / 20.01.2015 

 

R E C H T S G R U N D L A G E N – alle in der derzeit gültigen Fassung 
Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748). 
 

Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I 
S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548). 
 

Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 - vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl I S. 1509). 
 

Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz - (NKomVG) - vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, 576), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 (Nds. GVBl. S. 434). 
 

Niedersächsische Bauordnung - NBauO - vom 03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46),  
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23.07.2014 (Nds. GVBI. S. 206).  

Planunterlage Geschäftszeichen:  P 14024 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermes-
sungs- und Katasterverwaltung  © 2014 

Landkreis: 
Gemeinde: 
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Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück 
Stadt Quakenbrück 
Quakenbrück 
17 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 04.12.2014). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 

Angefertigt durch VERMESSUNGSBÜRO ALVES  
 Dipl.- Ing.  Klaus Alves   Dipl . -Ing. Jens Alves 
 Öffentl i ch bes tel l te  Verm essungsingenieure  
 

 
Quakenbrück, den  ....................  
 
 
 .................................................. 
 Öffentl. best. Verm.-Ing. 
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